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Federführendes Amt Stadtplanungsamt / Dezernat III 
Ob b i

Behandlung Gremium Termin Status 

zur Vorberatung Ausschuss für Technik und Umwelt 20.04.2023 öffentlich 
zur Beschlussfassung Gemeinderat 27.04.2023 öffentlich 
 

 
Ausschreibung Backnanger Klimastrategie 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Der Gemeinderat stimmt der Ausschreibung der Backnanger Klimastrategie zu. 
Die nötigen Mittel werden im Haushaltsplan 2024 eingestellt. 

 

 
 

 

 

Finanzielle Auswirkungen des Vorhabens auf den Haushalt: ☐ ja ☐ nein 

Produktsachkonto:   
Für Vergaben zur Verfügung:  € 

inklusive vorstehender Vergabe erforderliche Mittel:  € 
über-/außerplanmäßig erforderliche Mittel:  € 

Deckungsmittel (PSK):   € 
Deckungsmittel (PSK):   € 
Deckungsmittel (PSK):   € 

Zusätzliche Folgekosten (Jahr):  € 
Detaillierte Darstellung der finanziellen Auswirkungen in der Begründung 

 

Amtsleiter: Sichtvermerke: 
 
 
 
 
______________________ 
Datum/Unterschrift 
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Kurzzeichen 
Datum  
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SK 
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Begründung: 
 

Für die Erstellung der Backnanger Klimastrategie wurde am 29.11.2022 bei der Zukunft – 

Umwelt – Gesellschaft gGmbH (Geschäftsbereich Nationale Klimaschutzinitiative) ein Antrag 

auf Bezuschussung in Höhe von 50% der förderfähigen Kosten gestellt. Aufgrund der Vielzahl 

an eingereichten Förderanträgen ist mit einer Bewilligung erst im Herbst 2023 zu rechnen. 

Mit Schreiben vom 20.02.2023 hat der Fördermittelgeber den Eingang des Förderantrags be-

stätigt und mitgeteilt, dass ein förderunschädlicher Maßnahmenbeginn beantragt werden kann. 

Hierzu ist ein formloser Antrag nötig, in dem Gründe darzulegen sind, warum mit dem 

Vorhaben schon zeitnah begonnen werden soll. 

Der Fördermittelgeber hat ferner darauf hingewiesen, dass eine auf dieser Grundlage gewährte 

Möglichkeit des förderunschädlichen vorzeitigen Maßnahmenbeginns auf eigenes Risiko des 

Antragsstellers erfolgt und die Bewilligung des vorzeitigen Maßnahmenbeginns keinen 

Anspruch begründet, dass der Antrag anschließend tatsächlich bewilligt wird. 

Die Verwaltung beabsichtigt, diesen Antrag zu stellen, um die Erarbeitung der Backnanger 

Klimastrategie nicht um weitere Monate zu verzögern. Dringlich und für die weitere 

strategische Planung zwingend erforderlich sind insbesondere die Energie- und Treibhausgas-

Bilanz sowie die Potenzialanalyse. Ohne die Genehmigung des vorzeitigen Maßnahmenbeginns 

könnten diese wichtigen Bausteine erst im Herbst 2023 in Auftrag gegeben werden, da der 

Abschluss von Lieferungs- oder Leistungsverträgen bereits als Vorhabenbeginn gilt. 

Das Risiko einer Ablehnung des Förderantrags wird als sehr gering eingestuft; der Verwaltung 

sind weder abgelehnte Anträge anderer Kommunen bekannt, noch mögliche Ablehnungsgründe, 

die sich aus dem Backnanger Förderantrag ergeben. 

Dennoch möchte die Verwaltung darauf hinweisen, dass im Falle einer solchen Ablehnung des 

Förderantrages eine komplette Finanzierung der Backnanger Klimastrategie durch eigene Mittel 

nötig würde. 

Weiteres Vorgehen und Finanzierung: 

Sobald der Fördermittelgeber den vorzeitigen Maßnahmenbeginn genehmigt hat, möchte die 

Verwaltung die Ausschreibung der Backnanger Klimastrategie starten. Da bisher im Haushalt keine 

Mittel bereitgestellt wurden, ist dazu die Zustimmung des Gemeinderates erforderlich. Die 
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notwendigen Mittel werden im Haushalt 2024 eingestellt. 

 

Zur Abschätzung der anfallenden Kosten wurde bei einem Planungsbüro vorab ein Richt-

preisangebot angefordert. Dieses weist Kosten von 121.000 € brutto aus. Die Verwaltung geht 

davon aus, dass zusätzlich zu diesem Betrag noch Kosten für Werbemittel und sonstigen 

Dienstleistungen in Höhe von max. 5.000 € anfallen werden.  

 

Die Leistungen für die Erstellung der Backnanger Klimastrategie sollen in Form von Einzel-

bausteinen ausgeschrieben werden. Dies ermöglicht, einzelne Pakete ggfls. selbst abzuarbeiten, 

also dort auf eine externe Unterstützung zu verzichten, wo sie aus Sicht der Verwaltung nicht 

erforderlich ist. Daher ist nach heutigem Kenntnisstand davon auszugehen, dass die tatsächlich 

anfallenden Kosten geringer sind als das vorliegende Richtpreisangebot. 

 

 
 
 
 


